
logischen Probleme des Kampfes gegen die Kriminali­
tät und die sich daraus ergebenden Schwerpunkte für 
die Organisierung und Entwicklung des gesamtgesell­
schaftlichen Kampfes gegen die Kriminalität führte 
zur einheitlichen Bestimmung der Schwerpunkte der 
Kriminalitätsbekämpfung und zur Koordinierung der 
Kräfte der Rechtspflegeorgane und der örtlichen Volks­
vertretungen und deren Organe. Dadurch wurde er­
reicht :
— Die Anleitung der Rechtspflegeorgane in den Krei­

sen erfolgt nach einheitlichen Schwerpunkten;
— die von den Rechtspflegeorganen vorzunehmenden 

Einschätzungen bzw. Analysen werden gemeinsam 
bestimmt, vorbereitet und erarbeitet;

— die Rechtspflegeorgane in den Kreisen beginnen 
auf dieser Grundlage die Zusammenarbeit mit den 
örtlichen Volksvertretungen und deren Organen zu 
gestalten;

— die Entwicklung der Gemeinschaftsarbeit in den 
Kreisen zwischen Gericht, Staatsanwaltschaft und 
Volksvertretung bzw. Rat des Kreises bzw. den Or­
ganen der Volksvertretung wird positiv beeinflußt, 
gefördert und auf Schwerpunkte konzentriert.

Bei der Koordinierung von Arbeitsplanaufgaben der 
Gerichte mit der Planung der örtlichen Volksvertre­
tungen und ihren Organen kommt es vor allem auf 
die langfristige Bestimmung der inhaltlichen Aufga­
ben an, bei denen eine Zusammenarbeit erfolgen soll.
Es hat sich bewährt, wenn auf der Grundlage des Pla­
nes der gemeinsamen Hauptaufgaben der zentralen 
Rechtspflegeorgane von den Leitungen der Rechts­
pflegeorgane im Bezirk gemeinsam mit dem Rat des 
Bezirks die Schwerpunkte der Kriminalitätsbekämp­
fung und -Vorbeugung im gesamten Bezirk festgelegt 
werden. Diese Schwerpunkte sind die Grundorientie­
rung für die Rechtspflegeorgane und die örtlichen 
Staatsorgane.
Entsprechend den Kriminalitätsvorbeugungsprogram­
men in den Kreisen und unter Beachtung der konkre­
ten Situation im jeweiligen Territorium werden die 
Schwerpunkte bestimmt, auf die es bei der Krimina­
litätsbekämpfung entscheidend ankommt und auf die 
die Kraft der gesellschaftlichen Kräfte und staatlichen 
Organe im Kreis konzentriert werden muß.
Die konkrete Festlegung solcher Aufgaben ist die 
Grundlage dafür, langfristig die Informationen zu er­
arbeiten, die von den Gerichten den örtlichen Organen 
zur Verfügung gestellt werden.
Die Erfahrungen der Gerichte lehren, daß eine effek­
tivere, rationellere Arbeitsweise folgendes voraussetzt:
— Abstimmung zwischen den Rechtspflegeorganen des 

Bezirks und dem Rat des Bezirks über die Schwer­
punkte der Kriminalitätsbekämpfung und -Verhü­
tung, die gemeinsam von den Organen in den Krei­
sen in den Mittelpunkt ihrer Tätigkeit gestellt wer­
den müssen;

— die gemeinsame Beratung der Rechtspflegeorgane 
im Kreis mit dem Rat des Kreises darüber, welche 
von den Rechtspflegeorganen des Bezirks vorgege­
benen Schwerpunkte bzw. welche anderen Schwer­
punkte im Mittelpunkt der Kriminalitätsbekämp­
fung im Territorium des Kreises stehen;

— Festlegungen, welche speziellen Einschätzungen 
oder Analysen die Gerichte für die örtlichen Volks­
vertretungen und deren Organe erarbeiten, ein­
schließlich ihres Umfangs und ihrer Zielstellung. 
Dies hat in Abstimmung mit den örtlichen Räten 
(in der Regel über den Stellvertreter Inneres) zu 
erfolgen;

— langfristige Festlegung des Zeitpunktes, zu dem die 
Einschätzung der örtlichen Volksvertretung oder 
deren Organen vorliegen muß;

— exakte Bestimmung von Inhalt und Umfang der 
■* Zuarbeit durch andere Rechtspflegeorgane.

3. Zur Gestaltung der Informationsbeziehungen 
zwischen den Gerichten und den örtlichen 
Volksvertretungen und deren Organen

3.1. In den Bezirken und Kreisen werden zahl­
reiche Bemühungen zur Gestaltung rationeller In­
formationsbeziehungen unternommen.
Die Gerichte sind bestrebt, mit verschiedenen Formen 
und Methoden den örtlichen Volksvertretungen und 
deren Organen solche Informationen zu übermitteln, 
die für deren Leitungstätigkeit verwertbar sind. Das 
Schwergewicht liegt z. T. auf Informationen zu Ein­
zelproblemen bzw. Schlußfolgerungen aus einzelnen 
Verfahren. Aus den einzelnen Verfahren ergeben sich 
konkrete Ansatzpunkte für die von den örtlichen 
Staatsorganen und den ihnen nachgeordneten Dienst­
stellen bzw. ihnen unterstellten Betrieben einzulei­
tenden Veränderungen. Die Gerichte nutzen z. T. zu­
treffend diese Ansatzpunkte und geben aus den ein­
zelnen Verfahren Hinweise und Empfehlungen zu den 
die Straftat beeinflussenden Faktoren sowohl an die 
Stellvertreter für Inneres als auch an die Leiter an­
derer Fachbereiche.
Schwierigkeiten bereitet den Gerichten, den örtlichen 
Volksvertretungen und deren Organen auf Analysen 
oder Einschätzungen bestimmter Erscheinungsformen 
der Kriminalität beruhende Informationen zu geben, 
aus denen die Verwertbarkeit für konkrete Leitungs­
entscheidungen deutlich erkennbar ist. Eine wesent­
liche Ursache dafür liegt darin, daß bei den Kreis­
gerichten Unklarheiten über die Methoden der analy­
tischen Arbeit und die dabei notwendige Zusammen­
arbeit mit den anderen Rechtspflegeorganen bestehen. 
Bei der Erarbeitung von Analysen muß unter Berück­
sichtigung der gesetzlich festgelegten Verantwortung 
das Kriterium sein: der Bedarf des örtlichen Organs 
und die Verwertbarkeit für konkrete Leitungsentschei­
dungen.
3.2. Die Erfahrungen der Bezirks- und Kreisge­
richte lehren, daß es bei der rationellen Gestaltung 
der Informationsbeziehungen nicht um eine Vielzahl 
von Einzelfestlegungen mit einer Fülle von Forderun­
gen geht.
Informationsanforderungen müssen auf Schwerpunkte 
orientiert sein und mit gewährleisten, daß die Auf­
gabenstellung des Gerichts langfristig und kontinuier­
lich in die Aufgaben der Volksvertretung und des 
Rates eingeordnet wird. Vereinbarungen über den ge­
genseitigen Informationsaustausch sind nur dann 
sinnvoll, wenn damit, ausgehend von der Verantwor­
tung der Gerichte und unter Beachtung der örtlichen 
Besonderheiten, der auf die konkreten Bedürfnisse bei 
der Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeugung abge­
stimmte Informationsbedarf bestimmt wird. 
Entscheidend ist die Qualität des Informationsaus­
tauschs, die Aktualität des Informationsgehalts und 
die rationelle Gestaltung der Informationsbeziehungen. 
Voraussetzung hierfür ist
— eine hohe Qualität des Einzelverfahrens, insbe­

sondere die differenzierte Herausarbeitung derjeni­
gen Faktoren, die die Begehung von Straftaten und 
anderen Rechtsverletzungen beeinflußten;

— eine rationelle Aufbereitung und Speicherung der 
für Informationen erforderlichen Daten sowie die 
gemeinschaftliche Nutzung der vorhandenen Spei-
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